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Text 

Auskunftsrecht 

§ 80. (1) Für das Recht auf Auskunft über erkennungsdienstliche Daten gilt § 26 
Datenschutzgesetz 2000 mit der Maßgabe, dass die Sicherheitsbehörde für die Auskunft einen 
pauschalierten Kostenersatz verlangen darf. Der Bundesminister für Inneres hat die Höhe des 
Kostenersatzes mit Verordnung gemäß dem durchschnittlichen Aufwand der Sicherheitsbehörde für 
Erteilung der Auskunft festzusetzen. 

(1a) Sofern Auskunft über die gemäß § 75 Abs. 1a verarbeiteten Daten begehrt wird, sind die 
Sicherheitsbehörden ermächtigt, gegen Kostenersatz (Abs. 1 letzter Satz) vom Auskunftswerber 
Abbildungen oder Papillarlinienabdrücke herzustellen oder seine DNA zu ermitteln, und diese Daten mit 
den gemäß § 75 Abs. 1a verarbeiteten Daten zu vergleichen. Von der Erteilung der Auskunft ist 
abzusehen, wenn der Auskunftswerber an der Ermittlung dieser Daten nicht mitgewirkt oder er den 
Kostenersatz nicht geleistet hat. Die aus Anlass des Auskunftsverlangens ermittelten Daten über den 
Auskunftswerber sind gesondert zu verwahren und dürfen innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr, im 
Falle der Erhebung einer Beschwerde gemäß § 31 DSG 2000 an die Datenschutzbehörde bis zum 
rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens, nicht vernichtet werden. 

(2) Die Auskunft ist von jener Landespolizeidirektion zu erteilen, in deren Wirkungsbereich die 
erkennungsdienstlichen Daten verarbeitet werden, wurden die Daten vom Bundesminister für Inneres 
verarbeitet, von diesem. 
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